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Geschaftsverteilungsplan
fur das Geschaftsjahr 2024

3. Anderung

Dieses Dokument bildet die aktuelle Geschaftsverteilung fiir 2024 ab, basierend
auf dem Jahresgeschiftsverteilungsplan und den einzelnen Anderungsbeschliis-
sen. Die sich aus diesen Beschliissen ergebenden Anderungen sind grau mar-
kiert. Den aktuellen Stand finden Sie oben rechts.

Bitte beachten Sie: Dieses Dokument ist kein rechtsgultiger Geschaftsvertei-

lungsplan, sondern lediglich eine Serviceleistung fiir Sie. Rechtsgiiltig sind aus-
schlieBlich die einzelnen Prasidiumsbeschliisse, die Sie ebenfalls auf der

Homepage des Oberlandesgerichts finden.

A. Geschaftsverteilung

. Beim Oberlandesgericht sind gebildet:

zwolf Zivilsenate,

drei Senate fur Familiensachen,

1
2
3. zwei Strafsenate,
4 ein Bul3geldsenat,
5

ein Senat fur Landwirtschaftssachen.




Il. Zustandigkeit und Besetzung der Senate

Zivilsenate

1. Zivilsenat

Zustandigkeit
1. Besondere Rechtsgebiete:

a. Streitigkeiten gemal § 119a Abs. 1 Nr. 5 GVG uber Anspriche aus Verof-
fentlichungen durch Druckerzeugnisse, Bild- und Tontrager jeder Art, ins-
besondere in Presse, Rundfunk, Film und Fernsehen und andere Medien

einschlielYlich Internet,

b. Streitigkeiten Uber Honorar- und Schadensersatzanspriche aufgrund der
Berufstatigkeit von Rechtsanwalten, Rechtsbeistanden und Sachverstandi-
gen, soweit die Anspruche sich aus den vorstehenden besonderen Rechts-

gebieten ergeben.

2. Im Ubrigen bestimmt sich die Zustandigkeit nach der Verteilung im Turnus ge-
maf Ill.1. und 2.
3. Der 1. Zivilsenat Ubernimmt vom 7. Zivilsenat bis zum 31.12.2023 eingegan-

gene Streitsachen Uber Anspriiche aus Stralienverkehrsunfallen einschliel3lich
solcher, bei denen Amtshaftungsanspriche in Betracht kommen, letztere je-
doch mit Ausnahme der Falle, in denen Anspriche auf Verletzungen von Stra-
Renverkehrssicherungspflichten gestitzt werden, soweit diese noch nicht ter-
miniert oder terminiert gewesen sind und noch keine richterliche Bearbeitung
durch Prozesskostenhilfebeschluss mit Prifung der Erfolgsaussicht oder Hin-

weisbeschluss oder -verfugung gem. § 522 Abs.1 oder Abs. 2 ZPO erfolgt ist.
Besetzung

Vorsitzender: Prasident des Oberlandesgerichts Scheibel (1/10)

1. Beisitzer und stellv. Vors.:  Richter am Oberlandesgericht Stephan (1/4)

2. Beisitzerin: Richterin am Oberlandesgericht Dr. Janssen-Ischebeck
(1/4)



3. Beisitzerin:

Richterin am Oberlandesgericht Kirchhof (1/4)

4. Beisitzerin: Richterin am Oberlandesgericht Dr. Werner (1/4)
1. Vertreter: Vorsitzender Richter am Oberlandesgericht Brand
2. Vertreterin: Richterin am Oberlandesgericht Welkerling

Prasident des Oberlandesgerichts Scheibel bearbeitet keine Abgassachen nach Ziffer

[11.3., soweit sie Fahrzeuge des VW-Konzerns betreffen, oder andere Verfahren, die im

Zusammenhang mit dem VW-Abgaskomplex stehen.

2. Zivilsenat

Zustandigkeit

1. Besondere Rechtsgebiete:

a.

b.

Streitsachen Uber Anspriiche aus Handelsvertretersachen,

Streitsachen wegen unlauteren Wettbewerbs, aus dem Gebiet des Urhe-
ber- einschlieBlich des Kunsturheberrechts, des Patent-, Verlags-, Ge-
brauchsmuster-, Sortenschutz-, Topographieschutz-, Design-, Ge-
schmacksmuster- und Markenrechts, des Namensrechts bei Streit Gber ge-
schaftliche Bezeichnungen und Internet-Domains, sowie uUber Ansprliche
eines Patentanwalts oder gegen einen Patentanwalt aus Anlass einer Be-
rufstatigkeit und Anspriche aus Vertragen, die die Benutzung eines Ge-
heimverfahrens oder die ausschlieRliche Verwertung nicht geschutzter ge-
werblicher Erzeugnisse betreffen sowie Streitsachen Gber Anspriiche aus
dem Gesetz zum Schutz von Geschaftsgeheimnissen vom 18.04.2019
(Bundesgesetzblatt 1 2019, 466), und zwar auch dann, wenn Anspruche aus
dem genannten Zustandigkeitsbereich erst durch Widerklage, Aufrechnung

oder Einrede geltend gemacht werden,

Streitsachen Uber Anspriiche aus Franchise- und Vertragshandlervertra-

gen,

. Beschwerden in Grundbuchangelegenheiten sowie in unternehmensrecht-

lichen Angelegenheiten gem. § 375 FamFG,



zuj. - k.

e. Beschwerden aus dem Gebiet der Zwangsvollstreckung (Entscheidungen
des Vollstreckungsgerichts, § 764 ZPO, und gemal §§ 887-890 ZPO) mit
Ausnahme solcher Sachen, in denen das Prozessgericht zustandig ist und
ein anderer Senat durch Urteil oder Vergleich an der Schaffung des Voll-

streckungstitels mitgewirkt hat,

f. Antrage gemal §§ 23 ff. EGGVG auf den Gebieten des burgerlichen Rechts
einschlieBlich des Handelsrechts, des Zivilprozesses und der freiwilligen
Gerichtsbarkeit,

g. Beschwerden gegen Entscheidungen gemal § 129 GNotKG,

h. samtliche Kostenbeschwerden in Zivilsachen (mit Ausnahme von Be-
schwerden nach §§ 91a, 99 Abs. 2, 269 Abs. 5 ZPO, Streitwertbeschwer-
den sowie weiter mit Ausnahme von weiteren Beschwerden uber beim
Amtsgericht als Familiengericht nach den Vorschriften des JVEG festge-
setzte Entschadigungen und Uber die Vergutung von Rechtsanwalten in Be-
ratungshilfesachen, denen familiengerichtliche Angelegenheiten zugrunde

liegen),

i. Berufungen und Beschwerden in Rechtsstreitigkeiten gemaf § 1 des Ge-
setzes Uber Unterlassungsklagen bei Verbraucherrechts- und anderen Ver-
stoRen (UKlaG) in der bis zum 12.10.2023 geltenden Fassung,

j. Abfindungs- und Versorgungsstreitigkeiten bei land- und forstwirtschaftli-

chen Besitzungen,

k. Landpacht- und sonstige landwirtschaftliche Pachtrechtssachen, Jagd-,
Jagdpacht-, Fischerei- und Fischereipachtrechtssachen mit Einschluss von

Rechtsstreitigkeiten aus Interimswirtschaftsvertragen,
soweit nicht der Senat flr Landwirtschaftssachen zustandig ist,
I. Streitsachen aus Speditions-, Lager- und Frachtgeschaften,

Honorar- und Schadensersatzanspriche aufgrund der Berufstatigkeit von
Rechtsanwalten, Rechtsbeistdnden und Sachverstandigen, soweit die Anspru-

che sich aus den vorstehenden besonderen Rechtsgebieten zu 1. a. bis |. oder



aus dem Bereich der Zustandigkeit des Senats fur Landwirtschaftssachen er-

geben.

3. Verbandsklagen gemall § 1 VDuG sowie Unterlassungsklagen nach §§ 1 bis
2b UKIlaG aus den vorstehend unter 1.a. bis c. und I. aufgeflihrten besonderen

Rechtsgebieten.

4. Im Ubrigen bestimmt sich die Zustandigkeit nach der Verteilung im Turnus ge-

maR 111.1. und 2. sowie den Regelungen fur Abgassachen nach III.3.
Besetzung

Vorsitzender: Vorsitzender Richter am Oberlandesgericht Herborg
1. Beisitzer und stellv. Vors.:  Richter am Oberlandesgericht Madorski
2. Beisitzer: Richter am Oberlandesgericht Krbetschek (1/2)

Richter am Oberlandesgericht Madorski bleibt gemaR § 21e Abs. 4 GVG zustandig fur
die Verfahren 8 U 112/11, 8 U 99/19.

1. Vertreter: Richter am Oberlandesgericht Loewenbrtick

2. Vertreter: Richter am Oberlandesgericht Dr. Hoffmann

3. Vertreter: Vorsitzender Richter am Oberlandesgericht Schulte
4. Vertreterin: Richterin am Oberlandesgericht Schaltke

5. Vertreterin: Richterin am Oberlandesgericht Hahn

3. Zivilsenat

Zustandigkeit
1. Besondere Rechtsgebiete:
a. Verfahren nach dem Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetz (KapMuG),

b. Schadensersatzklagen im Zusammenhang mit 6ffentlichen Kapitalmarktin-

formationen im Sinne von § 1 Abs. 1 Nr. 1 und 2 KapMuG,

c. Beschwerden in Angelegenheiten der Freiwilligen Gerichtsbarkeit, soweit
diese nicht in die Zustandigkeit des 5. Zivilsenats oder des 2. Zivilsenats

nach 1. d. oder des 12. Zivilsenats nach 1. b. fallen,



d. Entscheidungen zur Bestimmung des zustandigen Senats entsprechend
§ 36 Abs. 1 Nr. 6 ZPO in den Fallen des § 119a Abs. 1 GVG sowie ver-
gleichbarer gesetzlicher Zustandigkeitsregelungen, wenn der 9. Zivilsenat

wegen eigener Betroffenheit ausgeschlossen ist,

e. Streitigkeiten aus Anlageberatung und -vermittlung, die nicht unter § 119a
Abs.1 Nr.1 GVGi.V.m. § 1 KWG fallen,

2. Verbandsklagen gemal § 1 VDuG sowie Unterlassungsklagen nach §§ 1 bis
2b UKlaG aus den vorstehend unter 1. b. und e. aufgeflihrten besonderen

Rechtsgebieten,

3. Honorar- und Schadensersatzanspriche aufgrund der Berufstatigkeit von
Rechtsanwalten, Rechtsbeistdnden und Sachverstandigen, soweit die Anspru-
che sich aus den vorstehenden besonderen Rechtsgebieten zu Ziffer 1. a. bis

e. und 2. ergeben.

Besetzung
Vorsitzender: Vizeprasident des Oberlandesgericht Dr. Jade (3/4)
1. Beisitzer und stellv. Vors.:  Richter am Oberlandesgericht Stephan (7/20)
2. Beisitzer: Richter am Oberlandesgericht Dr. Otto (4/5)
1. Vertreterin: Richterin am Oberlandesgericht Dr. Schafer-Altmann
2. Vertreterin: Richterin am Amtsgericht Precht
3. Vertreterin: Richterin am Oberlandesgericht Kirchhof

4. Zivilsenat

Zustandigkeit
1. Besondere Rechtsgebiete:

a. Entschadigungsanspriiche wegen uUberlanger Gerichtsverfahren und straf-
rechtlicher Ermittlungsverfahren (§§ 198-201 GVG),

b. Bank- und Finanzgeschafte i. S. d. § 119a Abs. 1 Nr. 1 GVG mit Ausnahme
derjenigen, die in die Zustandigkeit des 7. Zivilsenats gem. dessen Zustan-
digkeitsregelung zu 1.a. oder des 8. Zivilsenats gem. dessen Zustandigkeit

zu 1.e. fallen.



2. Verbandsklagen gemaly § 1 VDuG sowie Unterlassungsklagen nach §§ 1 bis
2b UKIaG aus den vorstehenden besonderen Rechtsgebieten,

3. Honorar- und Schadensersatzanspriche aufgrund der Berufstatigkeit von
Rechtsanwalten, Rechtsbeistanden und Sachverstandigen, soweit die Anspri-

che sich aus den vorstehenden besonderen Rechtsgebieten ergeben.

Besetzung

Vorsitzender: Vorsitzender Richter am Oberlandesgericht Schulte
1. Beisitzerin u. stellv. Vors.:  Richterin am Oberlandesgericht Dr. Rox

2. Beisitzerin: Richterin am Oberlandesgericht Dr. Leist

3. Beisitzer Richter am Oberlandesgericht Loewenbrtick

Richterin am Oberlandesgericht Dr. Leist bearbeitet keine Verfahren betreffend Ent-
schadigungsanspriiche wegen Uberlanger Gerichtsverfahren und strafrechtlicher Ermitt-
lungsverfahren (§§ 198-201 GVG).

1. Vertreterin: Vorsitzende Richterin am Oberlandesgericht Dr. Tietze
2. Vertreter: Vorsitzender Richter am Oberlandesgericht Neef
3. Vertreterin: Richterin am Oberlandesgericht Sanft

5. Zivilsenat

Zustandigkeit

1. Honorar- und Schadensersatzanspriche aufgrund der Berufstatigkeit von
Rechtsanwalten, Rechtsbeistdnden und Sachverstandigen, soweit die Anspru-

che sich aus dem Familienrecht ergeben,

2. Verfahren gem. § 107 FamFG.

3. Im Ubrigen bestimmt sich die Zustéandigkeit nach der Verteilung im Turnus ge-
maf Ill.1. und 2.
Besetzung
Vorsitzende: Vorsitzende Richterin am Oberlandesgericht Mitzlaff

1. Beisitzerin und stellv. Vors.: Richterin am Oberlandesgericht Westendorf
2. Beisitzerin: Richterin am Oberlandesgericht Dr. Engelmann (1/2)



1. Vertreterin:

2. Vertreter:
3. Vertreter:

4. Vertreterin:
5. Vertreterin:

6. Zivilsenat

Zustandigkeit

Richterin am Landgericht Babel

Richter am Oberlandesgericht Dr. Puruckherr
Vorsitzender Richter am Oberlandesgericht Dr. Redant
Richterin am Oberlandesgericht Dr. Werner

Richterin am Oberlandesgericht Dr. Rox

1. Beschwerden in Verfahren nach dem Therapieunterbringungsgesetz,

2. Honorar- und Schadensersatzanspriche aufgrund der Berufstatigkeit von

Rechtsanwalten, Rechtsbeistdnden und Sachverstandigen, soweit die Anspru-

che sich aus dem vorstehenden besonderen Rechtsgebiet ergeben.

Besetzung

Vorsitzender:

Vorsitzender Richter am Oberlandesgericht Neef (1/10)

1. Beisitzerin und stellv. Vors.: Richterin am Oberlandesgericht Welkerling (1/10)

2. Beisitzerin:

Richterin am Amtsgericht Precht (1/20)

Die Tatigkeit der Beisitzerinnen im 1. Senat fur Strafsachen/Senat flr Buldgeldsachen hat

Vorrang.

1. Vertreter:
2. Vertreter:
3. Vertreter:

7. Zivilsenat

Zustandigkeit

Richter am Oberlandesgericht Loewenbrtick
Richter am Oberlandesgericht Dr. Otto

Vorsitzender Richter am Oberlandesgericht
Dr. Meinecke

1. Besondere Rechtsgebiete:

Streitigkeiten aus Bank- und Finanzgeschaften gem. § 119a Abs.1 Nr. 1 GVG,

soweit diese auf § 1 Abs. 1a Nr. 10 KWG beruhen, sowie sonstige Streitigkeiten

uber Anspruche aus Leasing-Vertragen,



2. Verbandsklagen gemaly § 1 VDuG sowie Unterlassungsklagen nach §§ 1 bis

2b UKlaG aus dem vorstehenden besonderen Rechtsgebiet sowie fur Ab-

gassachen nach I11.3.

3. Im Ubrigen bestimmt sich die Zustandigkeit nach den Regelungen fiir Abgassa-

chen nach I11.3.
Besetzung
Vorsitzender:

1. Beisitzer und stellv. Vors.:
2. Beisitzerin:
3. Beisitzerin

1. Vertreter:

2. Vertreterin:
3. Vertreterin:
4. Vertreterin:

8. Zivilsenat

Zustandigkeit

Vorsitzender Richter am Oberlandesgericht
Dr. Meinecke

Richter am Oberlandesgericht Dr. Pansegrau
Richterin am Oberlandesgericht Dr. Kolossa (3/4)
Richterin am Oberlandesgericht Dr. Engelmann (1/2)

Die Tatigkeit von Richterin am Oberlandesgericht
Dr. Engelmann im 1. Familiensenat hat Vorrang.

Richter am Oberlandesgericht Dr. Otto

Richterin am Oberlandesgericht Block-Cavallaro
Richterin am Oberlandesgericht Wélber

Richterin am Oberlandesgericht Dr. Schafer-Altmann

1. Besondere Rechtsgebiete:

a. Streitigkeiten aus Bau- und Architektenvertragen sowie Ingenieurvertragen,

soweit sie im Zusammenhang mit Bauleistungen nach § 119a Abs. 1 Nr. 2

GVG stehen,

b. soweit nicht bereits von der vorgenannten Spezialzustandigkeit erfasst, gilt

die Zustandigkeit auch fur Streitsachen

aus Baubetreuungs- und Bautragervertragen sowie verwandten Rechtsge-
schaften (Kaufanwarter- und Trager-Bewerber-Vertragen),

aus vorbereitenden Baustellenarbeiten (z.B. Abbruch),

aus Vertragen uber entgeltliche Gerustuberlassung,

aus der Vermietung von Baumaschinen und -geraten mit Bedienungsper-

sonal,



Schadensersatzanspriche aus unerlaubter Handlung aufgrund des Geset-
zes uber die Sicherung von Bauforderungen,

wegen der Beschadigung von Bauwerken im Zuge benachbarter Bauleitun-
gen,

wegen fehlerhafter Vergabe von Bauleistungen,

wenn an diesen Vertragen zumindest auf einer Seite ein Architekt, Bauun-
ternehmer oder eine andere berufsmaflig mit der Planung oder Ausflhrung
von Bauarbeiten befasste Person in dieser Eigenschaft beteiligt waren,

c. Streitigkeiten aus Arbeitsgemeinschaften Gber Bauvorhaben (BauArge),

d. Entscheidungen im Verfahren Uber die Vollstreckbarerklarung auslandi-

scher Titel, soweit nicht ein Senat fur Familiensachen zustandig ist,

e. aus dem Bereich der Bank- und Finanzgeschafte gem. § 119a Abs. 1 Nr. 1
GVG Streitsachen, deren Gegenstand Anspriche aus Gewahrleistungs- o-
der Erfullungsbirgschaften im Zusammenhang mit der Errichtung eines

Bauwerkes stehen.
f. Rechtsstreitigkeiten aus dem EEG,

2. Verbandsklagen gemaly § 1 VDuG sowie Unterlassungsklagen nach §§ 1 bis
2b UKlaG aus den vorstehend unter 1.a.-c., e. und f. aufgefihrten besonderen

Rechtsgebieten,

3. Honorar- und Schadensersatzanspriche aufgrund der Berufstatigkeit von
Rechtsanwalten, Rechtsbeistdnden und Sachverstandigen, soweit die Anspru-

che sich aus den vorstehenden besonderen Rechtsgebieten ergeben,

4. Entschadigungsanspriche wegen uberlanger Gerichtsverfahren (§§ 198-201
GVG), soweit diese auf verzogerliche Bearbeitung durch den fir Entschadi-
gungsklagen zustandigen 4. Zivilsenat des Oberlandesgerichts Braunschweig

gestutzt werden.

5. Im Ubrigen bestimmt sich die Zusténdigkeit nach der Verteilung im Turnus ge-

maf 111.1. und 2. und den Regelungen fir Abgassachen nach I11.3.
Besetzung

Vorsitzender: N. N. (Stellenausschreibung Nds. Rpfl., Heft 11/2022,
S. 342)
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1. Beisitzerin und stellv. Vors.: Richterin am Oberlandesgericht Hahn

2. Beisitzer:
3. Beisitzerin:

Richter am Oberlandesgericht Dr. Hoffmann
Richterin am Oberlandesgericht Eberhardt (1/2)

Richter am Oberlandesgericht Dr. Hoffmann bleibt gemaf’ § 21e Abs. 4 GVG zustandig
far die Verfahren 7 U 553/19, 7 U 668/20, 7 U 677/20, 7 U 20/21, 7 U 57/21, 7 U 59/21.

1. Vertreter: Richter am Oberlandesgericht Hansel

2. Vertreter: Richter am Oberlandesgericht Krbetschek

3. Vertreter: Vorsitzender Richter am Oberlandesgericht Herborg
4. Vertreterin: Richterin am Oberlandesgericht Dr. Leist

9. Zivilsenat

Zustandigkeit

1.

Besondere Rechtsgebiete:

. Anspriche aus der Heilbehandlung von Personen gem. § 119a Abs. 1 Nr. 3

GVG, sowie von Tieren, auch wenn die Anspriche auf Amtspflichtverlet-
zung gestutzt werden, sowie Anspruche aus Pflichtverletzungen bei tier-

arztlichen Ankaufsuntersuchungen,

. insolvenzrechtliche Streitigkeiten sowie Anfechtungssachen nach dem An-

fechtungsgesetz sowie Streitigkeiten aus dem Unternehmungsstabilisie-

rungs- und Restrukturierungsgesetz gem. § 119a Abs. 1 Nr. 7 GVG,

. Streitigkeiten aus Kauf, Tausch, Werkvertrag oder Herausgabe von Kraft-

fahrzeugen, die zum Zeitpunkt der Anhangigkeit der Klage mindestens 20

Jahre (ab Herstellung) alt sind,

. Streitsachen Uber Anspriche aus Kauf und Tausch von beweglichen Sa-

chen (ohne Tiere), auch soweit gegen Dritte aus solchen Lebens- und
Rechtsverhaltnissen vertragliche oder gesetzliche Anspriche geltend ge-
macht werden; fir Streitsachen Uber Anspriche aus Kauf von Kraftfahrzeu-
gen, die Uber unzuldssige abgasbeeinflussende Softwaresteuerungen ver-
flugen oder verfugen sollen, ist der Senat nur im Rahmen der besonderen

Regelungen unter Ziffer 111.3 zustandig.
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e. Beschwerden betreffend Richterablehnung in Zivilsachen,

f. Entscheidungen gemall § 159 GVG (Rechtshilfe) und § 181 GVG (Ord-

nungsstrafen) in Zivilsachen,

g. Entscheidungen zur Bestimmung des zustandigen Gerichts mit Ausnahme

von Zustandigkeitsstreitigkeiten zwischen zwei Familiengerichten,

h. Entscheidungen zur Bestimmung des zustandigen Senats entsprechend
§ 36 Abs. 1 Nr. 6 ZPO in den Fallen des § 119a Abs. 1 GVG sowie ver-
gleichbarer gesetzlicher Zustandigkeitsregelungen, es sei denn, der 9. Zi-

vilsenat ist wegen eigener Betroffenheit ausgeschlossen,

2. Verbandsklagen gemal} § 1 VDuG sowie Unterlassungsklagen nach §§ 1 bis
2b UKlaG aus den vorstehend unter a.-d. aufgefuhrten besonderen Rechtsge-

bieten,

3. Honorar- und Schadensersatzanspriche aufgrund der Berufstatigkeit von
Rechtsanwalten, Rechtsbeistdnden und Sachverstandigen, soweit die Anspru-

che sich aus den vorstehenden besonderen Rechtsgebieten ergeben.

4. Im Ubrigen bestimmt sich die Zustandigkeit nach der Verteilung im Turnus ge-

mal Ill.1. und 2 und nach den Regelungen fir Abgassachen nach II1.3.

Besetzung
Vorsitzender: Vorsitzender Richter am Oberlandesgericht Brand
1. Beisitzerin und stellv. Vors.: Richterin am Oberlandesgericht Dr. Schafer-Altmann
(3/4)
2. Beisitzerin: Richterin am Amtsgericht Eixner (3/4)
1. Vertreter: Richter am Oberlandesgericht Stephan
2. Vertreterin: Richterin am Oberlandesgericht Dr. Rox
3. Vertreter: Vizeprasident des Oberlandesgerichts Dr. Jade
4. Vertreterin: Richterin am Oberlandesgericht Welkerling
5. Vertreterin: Richterin am Oberlandesgericht Dr. Leist
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10. Zivilsenat

Zustandigkeit
1. Abgassachen nach den Regelungen unter II1.3,

2. Honorar- und Schadensersatzanspriche aufgrund der Berufstatigkeit von
Rechtsanwalten, Rechtsbeistdnden und Sachverstandigen, soweit die Anspru-

che sich aus dem vorstehenden Rechtsgebiet ergeben.
Besetzung

Vorsitzende: Vorsitzende Richterin am Oberlandesgericht Klocke
1. Beisitzerin und stellv. Vors.: Richterin am Oberlandesgericht Walber (3/4)

2. Beisitzerin: Richterin am Oberlandesgericht Block-Cavallaro (1/2)
3. Beisitzer: Richter am Oberlandesgericht Krbetschek (1/2)

Die Tatigkeit von Richter am Oberlandesgericht Krbet-
schek im 2. Zivilsenat hat Vorrang.

4. Beisitzerin: Richterin am Oberlandesgericht Eberhardt (1/2)

Die Tatigkeit von Richterin am Oberlandesgericht Eber-
hardt im 8. Zivilsenat hat Vorrang.

Vors. Richterin am Oberlandesgericht Klocke bleibt gemal} § 21e Abs. 4 GVG im 7. Zivil-
senat zustandig fur die bis zum 27.04.2022 anhangig gewordenen und in ihre Berichter-
stattung fallenden Berufungs- und Beschwerdeverfahren gemal Ziffer 1.a. des Zustan-

digkeitskatalogs des 7. Zivilsenats.

1. Vertreter: Richter am Oberlandesgericht Dr. Otto
2. Vertreterin: Richterin am Oberlandesgericht Dr. Janssen-Ischebeck
3. Vertreter: Vorsitzender Richter am Oberlandesgericht Neef

11. Zivilsenat

Zustandigkeit

1. Besondere Rechtsgebiete:
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g.

. Rechtsstreitigkeiten Uber Anspriche wegen Amtspflichtverletzung aus

§ 839 BGB, uber Anspruche aus Enteignung, Aufopferung und enteignen-
den und enteignungsgleichen Eingriffen einschlie3lich solchen aus spezial-

gesetzlichen Vorschriften,

Streitigkeiten wegen Amtspflichtverletzungen von Notaren; soweit gleich-
zeitig Streitigkeiten aus der Berufstatigkeit von Rechtsanwalten vorliegen,

hat die Notarhaftung Vorrang,

Streitigkeiten aus der Berufstatigkeit der Steuerberater, Steuerbevollmach-

tigten, Wirtschaftsprufer und vereidigten Buchprtfer,

. Rechtsstreitigkeiten aus Versicherungsvertragsverhaltnissen i.S.d. § 119a

Abs. 1 Nr. 4 GVG,

gesellschaftsrechtliche oder genossenschaftsrechtliche Rechtsstreitigkei-
ten einschlieBlich der Streitigkeiten aus Anstellungsvertragen von Ge-
schaftsfuhrern und Vorstandsmitgliedern sowie der Streitigkeiten aus dem
Recht der BGB-Gesellschaften, soweit diese nach au3en auftreten und frei-

beruflich oder gewerblich tatig sind,

Anspriche aus unerlaubter Handlung, soweit sie ihre Grundlage in der Ver-
letzung eines gesellschaftsrechtlich fundierten Schutzgesetzes (§ 823
Abs. 2 BGB) oder in der Veruntreuung von Gesellschaftsvermégen durch
Gesellschaftsorgane oder Gesellschafter haben, sowie die personliche In-
anspruchnahme von Gesellschaftsorganen oder Einzelkaufleuten wegen
Nichtabfihrung von Arbeitnehmerbeitrdgen zur Sozialversicherung oder
zur Bundesagentur fur Arbeit (§ 823 Abs. 2 BGB i. V. m. § 266a StGB),

Antrage im Freigabeverfahren nach § 246a Abs. 1 AktG,

Verbandsklagen gemafl § 1 VDuG sowie Unterlassungsklagen nach §§ 1 bis

2b UKlaG aus den vorstehend aufgefuihrten besonderen Rechtsgebieten,

Honorar- und Schadensersatzanspriche aufgrund der Berufstatigkeit von

Rechtsanwalten, Rechtsbeistdnden und Sachverstandigen, soweit die Anspri-

che sich aus den vorstehenden besonderen Rechtsgebieten ergeben.
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4. Im Ubrigen bestimmt sich die Zustéandigkeit nach der Verteilung im Turnus ge-

malfl Ill.1. und 2. und nach den Regelungen fur Abgassachen nach II1.3.
Besetzung

Vorsitzende: Vorsitzende Richterin am Oberlandesgericht Dr. Tietze
1. Beisitzer und stellv. Vors. Richter am Oberlandesgericht Hansel

2. Beisitzerin: Richterin am Oberlandesgericht Schaltke (3/4)
1. Vertreterin: Richterin am Oberlandesgericht Hahn
2. Vertreterin: Richterin am Oberlandesgericht Eberhardt
3. Vertreter: Richter am Oberlandesgericht Loewenbrtck

12. Zivilsenat

Zustandigkeit:
1. Besondere Rechtsgebiete:
a. erbrechtliche Streitigkeiten gem. § 119a Abs. 1 Nr. 6 GVG,

b. Beschwerden in Angelegenheiten der Freiwilligen Gerichtsbarkeit, soweit

es sich um Nachlasssachen handelt.

c. Weitere Beschwerden uber beim Amtsgericht als Familiengericht nach den
Vorschriften des JVEG festgesetzte Entschadigungen und uber die Vergu-
tung von Rechtsanwalten in Beratungshilfesachen, denen familiengerichtli-

che Angelegenheiten zugrunde liegen.

2. Honorar- und Schadensersatzanspriche aufgrund der Berufstatigkeit von
Rechtsanwalten, Rechtsbeistdnden und Sachverstandigen, soweit die Anspru-
che sich aus den vorstehenden besonderen Rechtsgebieten zu Ziffer 1. a. und

b. ergeben.

3. Im Ubrigen bestimmt sich die Zustandigkeit nach der Verteilung im Turnus ge-
maf Il1.1. und 2.
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Besetzung

Vorsitzender:

1. Beisitzer und stellv. Vors.:

2. Beisitzerin:

1. Vertreterin:
2. Vertreterin:
3. Vertreterin:

Familiensenate

Vorsitzender Richter am Oberlandesgericht
Dr. Redant

Richter am Oberlandesgericht Dr. Puruckherr
Richterin am Landgericht Babel

Richterin am Oberlandesgericht Dr. Engelmann
Vorsitzende Richterin am Oberlandesgericht Mitzlaff
Richterin am Oberlandesgericht Westendorf

1. Senat fur Familiensachen

Zustandigkeit

1. Familiensachen, die von den Amtsgerichten (Familiengerichten)

Bad Gandersheim

Braunschweig

Duderstadt
Einbeck

Hann. Minden

Helmstedt
Wolfenblittel

entschieden worden sind,

2. Beschleunigungsbeschwerden gem. § 155¢c FamFG gegen Beschlisse des 2.

Senats fur Familiensachen,

3. Beschwerden betreffend Richterablehnung in Familiensachen, die aus dem ort-

lichen Zustandigkeitsbereich des 2. Senats fur Familiensachen stammen.

Besetzung

Dem 1. Senat fur Familiensachen gehéren die Richterinnen des 5. Zivilsenats an.

1. Vertreterin:

Richterin am Landgericht Babel
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2. Vertreterin: Richterin am Oberlandesgericht Wolber

3. Vertreter: Richter am Oberlandesgericht Dr. Puruckherr

4. Vertreterin: Richterin am Oberlandesgericht Dr. Werner

5. Vertreter: Vorsitzender Richter am Oberlandesgericht Dr. Redant
6. Vertreterin: Richterin am Oberlandesgericht Dr. Rox

2. Senat fur Familiensachen

Zustandigkeit
1. Familiensachen, die von den Amtsgerichten (Familiengerichten)

Clausthal-Zellerfeld
Gottingen

Goslar

Herzberg

Northeim

Osterode

Salzgitter

Seesen

Wolfsburg

entschieden worden sind,

2. Beschleunigungsbeschwerden gem. § 155¢ FamFG gegen Entscheidungen

des 1. Senats fur Familiensachen,

3. Beschwerden betreffend Richterablehnung in Familiensachen, die aus dem ort-

lichen Zustandigkeitsbereich des 1. Senats fur Familiensachen stammen.
Besetzung

Dem 2. Senat fur Familiensachen gehoéren die Richterinnen und Richter des 12. Zivilse-

nats an.
1. Vertreterin: Richterin am Oberlandesgericht Dr. Engelmann
2. Vertreterin: Vorsitzende Richterin am Oberlandesgericht Klocke
3. Vertreterin: Vorsitzende Richterin am Oberlandesgericht Mitzlaff
4. Vertreterin: Richterin am Oberlandesgericht Westendorf
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3. Senat fiir Familiensachen

Zustandigkeit

Far Entscheidungen zur Bestimmung des zustandigen Gerichts bei Zustandigkeitsstrei-

tigkeiten zwischen zwei Familiengerichten.
Besetzung
Dem 3. Senat fur Familiensachen gehoren die Richterinnen und Richter des 10. Zivilse-

nats; die Vertretungsregelung gilt entsprechend.

Senat fur Landwirtschaftssachen

Zustandigkeit

Landwirtschaftssachen nach dem Bundesgesetz Uber das Verfahren in Landwirtschafts-

sachen (LwVG) aus dem Bezirk des Oberlandesgerichts.
Besetzung
Dem Senat fur Landwirtschaftssachen gehdéren die Richter des 2. Zivilsenats an; die Ver-

tretungsregelung gilt entsprechend.

Strafsenate und BuBRgeldsenat

1. Strafsenat

Zustandigkeit

1. Revisionen in Strafsachen,
2. Beschwerden in Strafsachen, soweit nicht die Zustandigkeit des 2. Strafsenats
bestimmt ist,

3. Entscheidungen gemal § 159 GVG (Rechtshilfe) und § 181 GVG (Ordnungs-

strafen) mit Ausnahme derjenigen in Zivilsachen,

4. Entscheidungen nach §§ 42 und 51 RVG in Strafsachen,
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5. Antrage gemaly §§ 23 ff. EGGVG auf dem Gebiet der Strafrechtspflege und

des Vollzugs,

6. Antrage auf gerichtliche Entscheidung nach § 172 StPO und Entscheidungen

nach § 51 GVG,

7. alle sonstigen Strafsachen, fur die das Oberlandesgericht zustandig ist (ein-

schlieRlich Richterablehnungen in Strafsachen), soweit nicht die Zustandigkeit

des 2. Strafsenats bestimmt worden ist,

8. Wahlanfechtung nach § 21 b Abs. 6 GVG.

Besetzung

Vorsitzender:
1. Beisitzerin und stellv. Vors.:
2. Beisitzerin:
3. Beisitzerin:

1. Vertreterin:
2. Vertreterin:
3. Vertreter:
4. Vertreter:

2. Strafsenat

Zustandigkeit

Vorsitzender Richter am Oberlandesgericht Neef (9/10)
Richterin am Oberlandesgericht Welkerling (13/20)
Richterin am Oberlandesgericht Sanft (1/4)

Richterin am Amtsgericht Precht (9/20)

Richterin am Amtsgericht Precht bearbeitet keine
Rechtsmittel und damit im Sachzusammenhang ste-
hende Senatsentscheidungen in Verfahren, die von der
Zentralstelle fur Wirtschaftsstrafsachen gem. der AV
des MJ vom 15.12.1982 (7036 / 307 / 20) bis zum Zeit-
punkt des § 169a StPO ermittelt werden oder flr die
gem. § 74 ¢ GVG die Wirtschaftsstrafkammer zustandig
ist.

Richterin am Oberlandesgericht Dr. Kolossa
Richterin am Oberlandesgericht Dr. Rox
Richter am Oberlandesgericht Dr. Pansegrau
Richter am Oberlandesgericht Dr. Hoffmann

1. Entscheidungen nach §§ 138a, 138b StPO (Ausschluss von Verteidigern), so-
weit das Verfahren vor dem 1. Strafsenat anhangig ist (§ 138c Abs. 1 Satz 3

StPO),
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2. Beschwerden gegen Entscheidungen im Wiederaufnahmeverfahren, bei de-
nen der Vorsitzende und die Beisitzer des 1. Strafsenats gemal § 23 StPO
ausgeschlossen sind.

Besetzung

Dem 2. Strafsenat gehdren die Richter des 2. Zivilsenats an; die Vertretungsregelung gilt

entsprechend.

BuBgeldsenat

Zustandigkeit

Beschwerden im gerichtlichen Verfahren nach dem Gesetz Gber Ordnungswidrigkeiten.

Besetzung

Dem Bulgeldsenat gehdren die Richterinnen und Richter des 1. Strafsenats an; die

Vertretungsregelung gilt entsprechend.

Verteilung der Zivilsachen

Verteilung nach Turnuskreisen:

Die eingehenden Zivilsachen werden mittels eines EDV-Programms auf die am
Turnussystem teilnehmenden Zivilsenate verteilt. Zu diesem Zweck werden die
nicht gemag Il. zugewiesenen und nicht unter 3. fallenden Berufungs- und Be-
schwerdesachen sowie Verbandsklagen gemaf § 1 VDuG und Unterlassungskla-
gen nach §§ 1 bis 2b UKIlaG in getrennten Turnuskreisen (,U“ und ,W*) erfasst,
wobei die Berufungsverfahren und die Verbandsklagen sowie die Unterlassungs-
klagen nach §§ 1 bis 2b UKIaG in dem Turnuskreis ,U“ und alle brigen Sachen in

dem Turnuskreis ,W* berucksichtigt werden.]

Das EDV-Programm ist so gestaltet, dass jeweils ein Durchgang 1/4 einer richter-
lichen Vollzeitkraft erfasst und ein Durchlauf jeweils 16 Durchgange umfasst. An
jedem Durchgang und Durchlauf nehmen die Zivilsenate in dem Umfang teil, wie
sich dies aus der nachfolgenden Tabelle ergibt, wobei ,X* ,keine Zuteilung“ bedeu-
tet:
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Durch- 14 12 |3 |4 |5 |6 |7 |8 |9 (10 (11 (12 |13 |14 |15 |16
gange/
Senat
1. X X |X X | X |X X | X X X | X |X
2.|X X X X X X
5 X X X X X X
8./ X X X X X X
9 X X X X X X
11 X X X X X
12 X X X X

b. Die Eingange in U- und W-Sachen werden dem nach dem Turnuskreis ,U“ nachst-
bereiten Senat, dessen Bonus kleiner als 1 ist, zugewiesen und dort mit den unter
[ll. 2.a. angegebenen Wertigkeiten auf den Bonus/Malus angerechnet. Ist der Bo-
nus aller Senate grolder oder gleich 1, erhalt der nach dem Turnuskreis ,U“ nachst-

zustandige Senat den Eingang.

Guterichtersachen werden nach Vorliegen des Verweisungsbeschlusses (§ 278
Abs. 5 Satz 1 ZPO) der Eingangsgeschaftsstelle zur Erfassung nach 111.2.a. zu-

geleitet.

c. Die turnusmaRige Zuteilung der Sachen erfolgt in der Reihenfolge ihres Eingangs

bei der Eingangsgeschaftsstelle fur Zivilsachen.

Bei zeitgleichem Eingang erfolgt die Zuteilung in alphabetischer Reihenfolge an
den nachstbereiten Senat. Fur die alphabetische Reihenfolge ist bei naturlichen
Personen der Familienname des Beklagten — oder Beschwerdegegners — bestim-
mend; Adelsbezeichnungen und ahnliche Zusatze zu den Namen bleiben auller
Betracht (z.B. von List = L, Graf zu Dohna = D). Bei Firmen, die den Familienna-
men einer naturlichen Person enthalten, ist der erste Buchstabe des Familienna-
mens (bei mehreren Familiennamen der des ersten Familiennamens), bei Ortsge-
meinden, Behorden, 6ffentlich-rechtlichen Korperschaften und/oder kdrperschafts-
ahnlichen Institutionen des o6ffentlichen Rechts, die einen Orts- oder Landesnamen
enthalten, der Anfangsbuchstabe des Ortes oder des Landes, im Ubrigen der erste

Buchstabe schlechthin entscheidend. In Zivilprozessen, die gegen einen Konkurs-
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/Insolvenzverwalter gerichtet sind, entscheidet der Name des Gemein-/Insolvenz-

schuldners.

Bewertung in den Turnuskreisen:

Die zugewiesenen Sachen werden im Rechnerprogramm mit nachstehenden Wer-

tigkeiten berucksichtigt:

Berufungen in Sachen des gewerblichen Rechtsschutzes, die Patent-
rechte, Gebrauchsmusterrechte, Arbeithehmererfindungen und Topogra-
phieschutzrechte betreffen

1,30

Berufungen wegen Ansprichen aus Heilbehandlung, in Bau- und Architek-
tensachen, in Gesellschaftsrechtssachen (Zustandigkeit 11. Zivilsenat
II.1.e und f.) und Vergabesachen sowie Berufungen in Haftungs- und Ho-
norarforderungssachen von Personen der rechts- und steuerberatenden
Berufe

1,30

Berufungen in sonstigen Zivilsachen 1,00

Verbandsklagen (Abhilfeklagen und Musterfeststellungsklagen) gemaR §
1 des Verbraucherrechtedurchsetzungsgesetzes (VDuG) und Verfahren
nach dem Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetz_sowie Unterlassungs-
klagen nach §§ 1 bis 2b UKIaG. 1,00

Beschwerden und sonstige Antrage in Zivilsachen 0,25

Entschadigungsanspriche wegen Uberlangen Gerichtsverfahren und straf-
rechtlichen Ermittlungsverfahren (§§ 198-201 GVG)
1,00

Beschwerden nach dem FamFG gem. Pebb§y RO 50 einschliellich
Landwirtschafts- und Nachlasssachen 0,65

Antrage aulierhalb anhangiger Beschwerdeverfahren in Familiensachen

(UFH-Sachen) 0,15
Beschwerden gegen Endentscheidungen in Familiensachen

(UF-Sachen) 0,75
Sonstige Beschwerden in Familiensachen 0,15
Guterichtersachen 0,35
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b. Jede gemal Il. vom Turnus unabhangig zugewiesene Sache wird Uber ein Bonus-

/Malus-System angerechnet. Der Bonus/Malus wird wie folgt bericksichtigt:

Ist der Bonus grofRer als oder gleich 1, wird der Senat bei Zuteilung Ubersprungen.

Der Bonus wird mit 1 belastet.

Ist der Bonus kleiner als 1, wird das Verfahren zugeteilt. Der Bonus bleibt unver-

andert.

Ist der Malus groRRer als oder gleich 1, wird das Verfahren zugeteilt. Dem Malus
wird die Wertigkeit 1 gutgeschrieben. Die Zuteilung gilt nicht als solche innerhalb

der Turnusreihenfolge.

Ist der Malus kleiner als 1, wird das Verfahren zugeteilt. Der Malus bleibt unveran-
dert.

c. Beim 2. Zivilsenat sind die dem Senat fir Landwirtschaftssachen, beim 12. Zivil-
senat sind die dem 2. Senat flir Familiensachen, beim 5. Zivilsenat sind die dem
1. Senat fur Familiensachen und beim 10. Zivilsenat die dem 3. Senat fur Famili-
ensachen zugeteilten Berufungen und Beschwerden Uber das Bonus/Malus-Sys-

tem anzurechnen.

d. Fallt eine neue Sache turnusmallig einem Senat zu, in der ein Mitglied dieses Se-
nats als Schiedsrichter tatig ist oder war, so geht die Sache im Turnus weiter an

den nachstzustandigen Senat; sie wird als Abgabe behandelt.

e. Sachen, die von einem Bundesgericht zurlickverwiesen oder gem. § 39 Abs. 4
S. 3 AktO an das Gericht 1. Instanz zurlickgegeben worden und erneut an das
Oberlandesgericht gelangt sind, sind dem zustandigen Senat als Bonus anzurech-

nen.

f.  Wird ein Verfahren fortgesetzt, nachdem die Akten weggelegt worden sind (§ 7
Abs. 3 lit. e AktO), so ist die Sache dem zustandigen Senat als Bonus anzurech-

nen.
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Abgassachen

Abgassachen sind Streitsachen uber Anspriuche im Zusammenhang mit dem Er-
werb von Kraftfahrzeugen, die Uber unzulassige abgasbeeinflussende Software-

steuerungen verfligen oder verfligen sollen.
Altverfahren im 7. und 10. Zivilsenat

aa) Von denam 31.12.2023 im 7. und 10. Zivilsenat anhangigen U-Sachen werden
die Verfahren, bei denen die Anwendung Osterreichischen Rechts in Betracht
kommt, dem 11. Zivilsenat zugewiesen. Soweit die Zahl dieser Verfahren 46 Uber-
steigt, wird dem 11. Zivilsenat im Sonderturnus (nachfolgend c.) ein Bonus von

jeweils 1 pro Verfahren gutgeschrieben.

bb) Von den nach Abgabe der vorgenannten Verfahren verbleibenden Verfahren

werden weiterhin vom 7. bzw. 10 Zivilsenat bearbeitet:

(1) Verfahren, die bereits terminiert oder terminiert gewesen sind oder in denen
eine richterliche Bearbeitung durch Prozesskostenhilfebeschluss mit Prufung der
Erfolgsaussicht oder ein Hinweis nach § 522 Abs. 1 oder Abs. 2 ZPO erfolgt ist,

(2) die jeweils 275 altesten noch nicht im vorstehenden Sinn richterlich bearbeite-

ten Verfahren.

cc) Der Bestand, der Uber die vorstehend unter bb) aufgefihrten Verfahren hin-

ausgeht, wird wie folgt verteilt:

(1) Dem 9. Zivilsenat werden aus dem Bestand des 10. Zivilsenats die nachstal-

testen 42 Verfahren zugewiesen.

(2) Alle weiteren Verfahren werden Uber den Sonderturnus fir Abgassachen

(nachfolgend c.) auf alle daran teilnehmen Senate verteilt.
Neueingange

Neueingange werden mittels EDV-Programms auf die am Sonderturnus Abgassa-
chen teilnehmenden Zivilsenate verteilt. Zu diesem Zweck werden die neu einge-
henden Berufungs- und Beschwerdesachen in getrennten Turnuskreisen erfasst,
wobei die Berufungsverfahren in dem Turnuskreis ,VWU“ und alle Gbrigen Sachen

in dem Turnuskreis ,VWW?* bertcksichtigt werden.
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Das EDV-Programm ist entsprechend dem zu lll.1.a. des Geschaftsverteilungs-
plans beschriebenen Programm gestaltet. An jedem Durchgang und Durchlauf
nehmen die oben genannten Zivilsenate in dem Umfang teil, wie sich dies aus der

nachfolgenden Tabelle ergibt, wobei ,X* ,keine Zuteilung“ bedeutet:

Durch- 11 [2 |3 [4 [5 |6 [7 [8 |9 [10[11 (12|13 [14[15 |16
gange/
Senat
2./X X X X X X
7 X X X
8.|X X X X X X
9 X X X X X X
10. X X X
11. X X X X X

Die Regelung zu I11.1.b. gilt entsprechend.

Die zugewiesenen U-Sachen werden mit der Wertigkeit 1,00, die zugewiesenen
W-Sachen mit der Wertigkeit 0,25 im VWU- bzw. VWW-Turnus berucksichtigt.

Abgaben und Prozessverbindung

Ist eine Sache aulierhalb des Turnus zugewiesen worden, die nach Auffassung
des betreffenden Senates im Turnus hatte zugeteilt werden mussen, gibt sie der

Senat an die Eingangsgeschaftsstelle zurick.

Dies qilt entsprechend, wenn eine Sache innerhalb des Turnus zugewiesen wird,
die nach Auffassung des betreffenden Senates aulerhalb des Turnus hatte zuge-

wiesen werden mussen.

Beim Ubernehmenden Senat wird die Sache wie ein Neueingang behandelt. Der
abgebende Senat wird mit der Wertigkeit, die bei der Zuweisung angesetzt wurde,
belastet.
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Nach a. ist auch zu verfahren, soweit einem Senat nach dessen Auffassung falsch-
lich auRerhalb oder innerhalb des Turnus eine Sache zugewiesen worden ist, die

aber richtigerweise mit anderer Wertigkeit hatte zugewiesen werden mussen.

Im Fall der Abgabe bis zum 31.12.2023 eingegangener Sachen bleibt der Bo-
nus/Malus des abgebenden Senats unverandert. Beim Ubernehmenden Senat

wird die Sache wie ein Neueingang behandelt.

Durch eine Abgabe wird die Zuteilung der bis zur Abgabe verteilten Sachen nicht
beruhrt.

Im Fall der Prozessverbindung gemal § 147 ZPO und bei Einlegung eines weite-
ren Rechtsmittels (z.B. Berufung der anderen Partei gegen dieselbe Entschei-

dung) ist entsprechend den Grundsatzen zu a. zu verfahren.

Zustandigkeit bei Sachzusammenhang

Gelangt eine Zivilsache, mit der ein Senat sich innerhalb der letzten zwei Jahre
bereits inhaltlich befasst hat (z.B. Entscheidung, Durchfuhrung eines Verhand-
lungstermins, Hinweis gem. § 522 Abs. 2 ZPO, Priufung der Erfolgsaussichten i. S.
v. § 114 ZPO, Vergleich), erneut vor das Oberlandesgericht — wenn auch wegen
eines Teils desselben Anspruchs und sei es in dem bisherigen oder in einem
neuen Prozess —, so gelangt sie an denselben Senat, auch wenn dieser am Tur-
nussystem nicht oder nicht mehr teilnimmt. Das gilt nicht flir besondere Rechtsge-

biete, fur die dieser Senat nicht zustandig ist.

Gelangt eine Sache an das Oberlandesgericht, die in einem unmittelbaren Sach-
zusammenhang mit einer innerhalb der letzten zwei Jahre anhangigen oder an-
hangig gewesenen Sache steht, mit der ein Senat inhaltlich befasst ist oder war,
so ist dieser Senat auch fur die neue Sache zustandig. Das gilt nicht, wenn die
neue Sache einem besonderen Rechtsgebiet angehdrt, fir das dieser Senat nicht
zustandig ist.

Gelangt eine Beschwerde nach §§ 91a, 99 Abs. 2, 269 Abs. 5 ZPO oder eine
Streitwertbeschwerde an das Oberlandesgericht, die in einem unmittelbaren Sach-

zusammenhang mit einer anhangigen oder anhangig gewesenen Sache steht, mit
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der ein Senat inhaltlich befasst ist oder war, so ist dieser Senat auch fur das neue

Beschwerdeverfahren zustandig.

Fallt die bereits anhangige oder fiel die anhangig gewesene Sache in die Zustan-
digkeit des 1. oder 2. Senats flr Familiensachen oder des Senats fur Landwirt-
schaftssachen, so sind zustandig: der 2. Zivilsenat nach dem Senat flr Landwirt-
schaftssachen, der 12. Zivilsenat nach dem 2. Senat fur Familiensachen und der

5. Zivilsenat nach dem 1. Senat fur Familiensachen.

Gelangen mehrere Sachen gleichzeitig an das Oberlandesgericht, die in einem
unmittelbaren Sachzusammenhang miteinander stehen und die keinen verschie-
denen besonderen Rechtsgebieten angehdren, so ist der Senat zustandig, in des-
sen Zustandigkeit die bei der Eingangsgeschaftsstelle zuerst eingetragene Sache
fallt.

Besteht bei einer eingehenden Sache Sachzusammenhang mit mehreren bei ver-
schiedenen Senaten anhangigen oder anhangig gewesenen Sachen, ist der Senat
zustandig, bei dem die zuerst eingegangene Sache angefallen ist, zu der Sachzu-

sammenhang besteht.

Ein unmittelbarer Sachzusammenhang liegt vor, wenn Rechtssachen zwischen
denselben Parteien gefuhrt werden und dasselbe Rechts- oder Lebensverhaltnis
betreffen, oder wenn in getrennten Verfahren derselben oder verschiedener Par-
teien Rechtsfolgen aus denselben oder im Wesentlichen gleichartigen tatsachli-
chen oder rechtlichen Griinden hergeleitet werden oder wenn die Anspruche, die
den Gegenstand des Prozesses bilden, in rechtlichem Zusammenhang stehen o-

der in einer Klage hatten geltend gemacht werden kdnnen.

Ist zwischen denselben Parteien einer neu eingehenden Sache ein selbstandiges
Beweisverfahren gefuhrt worden, das dasselbe Rechts- oder Lebensverhaltnis be-

trifft, liegt stets ein unmittelbarer Sachzusammenhang vor.

Nebenentscheidungen, die in einem Rechtsstreit ntig werden, auch uber Gesu-
che um Bewilligung von Prozesskostenhilfe, um Erlass von Arresten, einstweiligen
Anordnungen und Uber Berufungen und Beschwerden, die ein solches Verfahren
betreffen, trifft der Senat, bei dem die Hauptsache anhangig ist oder gewesen ist,

oder der fur die Hauptsache zustandig sein wirde.
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IV.

VL.

Zustandigkeit bei Zurlickverweisung oder nach Zuriuickgabe ge-
maR § 39 Abs. 4 Satz 3 AktO

Gelangt eine Sache durch Zurtckverweisung durch ein Bundesgericht oder nach
Zuruckgabe an das Gericht 1. Instanz (§ 39 Abs. 4 Satz 3 AktO) erneut an das
Oberlandesgericht, verbleibt es bei der Zustandigkeit des bisherigen Senats. Aus-
genommen von dieser Regelung sind Sachen, die einem Rechtsgebiet zuzuord-
nen sind, fir das die Geschaftsverteilung eine besondere Zustandigkeit vorsieht;

in diesen Sachen richtet sich die Zustandigkeit nach dieser Geschaftsverteilung.

Wird ein Verfahren von einem Bundesgericht an einen anderen nicht benannten
Senat zurlickverwiesen, so sind in Zivilsachen der 9. Zivilsenat, in Familiensachen
der 2. Senat fur Familiensachen nach dem 1. Senat fur Familiensachen sowie der
1. Senat fur Familiensachen nach dem 2. und 3. Senat fur Familiensachen zustan-

dig.

Ubergangsregelung

Bei Inkrafttreten dieses Geschaftsverteilungsplanes anhangige Sachen bleiben
bei dem bisher zustandigen Senat, soweit nichts anderes bestimmt ist. Handelt es
sich um Streitigkeiten, die zu den Sachgebieten des § 119a GVG zahlen, bleiben

die bisher zustandigen Senate Spezialsenate im Sinne dieser Vorschrift.

Der 5. Zivilsenat und der 12. Zivilsenat erhalten einen Bonusvortrag von 30. Bei
allen Ubrigen Senaten verliert ein etwaig vorhandener Bonus mit Inkrafttreten die-

ses Geschaftsverteilungsplans seine Giultigkeit.

Vertretung und Vorrang von Aufgaben

Vertretung der Vorsitzenden

Soweit die Vertretung der Vorsitzenden nach der Geschaftsverteilung oder nach
§ 21f GVG nicht ausreichend ist, sind jeweils die stellvertretenden Beisitzer des
Senats in der Reihenfolge des Dienstalters zur Vertretung des Vorsitzenden beru-
fen. Soweit die stellvertretenden Beisitzer des Senats an der Vertretung des Vor-
sitzenden gehindert sind, werden diese durch die geschaftsplanmafigen Vertreter

in der Reihenfolge des Dienstalters vertreten.
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2.

VII.

VIII.

Vertretung der Beisitzer

Zum Sitzungsdienst werden die Vertreter in den einander folgenden Vertretungs-
fallen in der Reihenfolge ihrer Benennung herangezogen. Ist ein Vertreter verhin-
dert, wird er im nachsten Vertretungsfall vor den weiteren Vertretern herangezo-

gen.

Reicht die Vertretungsregelung fur die Beisitzer nicht aus, so werden die verhin-
derten Richterinnen und Richter von den ubrigen Richterinnen und Richter des
Oberlandesgerichts (einschlieBlich der abgeordneten Richterinnen und Richter)

vertreten. Hierbei ist jeweils der Lebensjungste heranzuziehen.
Vorrang von Aufgaben

Gehort eine Richterin oder ein Richter als Vertreterin bzw. Vertreter mehreren Zi-
vilsenaten oder mehreren Senaten flr Familiensachen an, so geht ihre/seine Ver-

tretungstatigkeit in dem Senat vor, der als Zivilsenat die niedrigere Bezifferung hat.

Meinungsverschiedenheiten und Abgabe

Bei Meinungsverschiedenheiten unter den Senaten Uber die Zustandigkeit ent-
scheidet vorbehaltlich der Zustandigkeit des 9. Zivilsenats gem. g. und h. seines
Zustandigkeitskatalogs das Prasidium, sofern dies von einem beteiligten Senats-
vorsitzenden beantragt wird. In U/UF-Sachen scheidet eine Abgabe nach dem Er-
lass einer Entscheidung des jeweiligen Senats in der Sache, spatestens nach dem
Ablauf von zwei Wochen ab dem Eingang der Berufungs-/Beschwerdeerwiderung
(letzteres in UF-Sachen) aus. In VKI- und UKI-Sachen scheidet eine Abgabe nach
dem Erlass einer Entscheidung des jeweiligen Senats in der Sache, spatestens
nach dem Ablauf von zwei Wochen ab dem Eingang der Klageerwiderung aus. Die
ubrigen Beschwerden durfen nicht mehr abgegeben werden, wenn seit dem Ein-
gang der Akten zwei Wochen verstrichen sind oder der Senat in der Sache einen
Beschluss gefasst hat. Diese Einschrankungen gelten nicht in Verfahren, die ei-
nem der in § 119a Abs. 1 GVG aufgeflhrten Sachgebiete unterfallen.

Giterichter

Als Guterichter gemal § 278 Abs. 5 ZPO, § 36 Abs. 5 FamFG werden bestimmit:
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Prasident des Oberlandesgerichts Scheibel

Vorsitzender Richter am Oberlandesgericht Brand
Vorsitzender Richter am Oberlandesgericht Dr. Meinecke
Vorsitzende Richterin am Oberlandesgericht Mitzlaff
Vorsitzender Richter am Oberlandesgericht Schulte
Vorsitzende Richterin am Oberlandesgericht Dr. Tietze
Richterin am Oberlandesgericht Dr. Engelmann

Richterin am Oberlandesgericht Dr. Schafer-Altmann
Richterin am Oberlandesgericht Dr. Werner

Richterin am Oberlandesgericht Westendorf
Die Zuteilung der Verfahren bleibt einer Regelung der Guterichter Gberlassen.

Die Guterichterinnen und Guterichter fihren in geeigneten Fallen mit ihrer Zu-
stimmung nach vorheriger Absprache auch Giterverhandlungen in Verfahren an-

derer Gerichte durch.
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B. Anhang: Sitzungstage und Sitzungssale

1. Zivilsenat:

2. Zivilsenat/Senat fiir Landwirtschaftssachen:

3. Zivilsenat:

4. Zivilsenat

5. Zivilsenat / 1. Senat fur Familiensachen

6. Zivilsenat /1. Strafsenat

7. Zivilsenat

8. Zivilsenat:

9. Zivilsenat:

10. Zivilsenat / 3. Senat fur Familiensachen

11. Zivilsenat

12. Zivilsenat / 2. Senat fiir Familiensachen
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Freitag (gerade KW) Saal 75

Mittwoch Saal 77
Donnerstag (gerade KW) Saal 75

Montag (gerade KW) und
Freitag (ungerade KW) Saal 75

Dienstag und Freitag Saal 71
Montag und Donnerstag Saal 77
Donnerstag (gerade KW) Saal 71

Dienstag Saal 75
Mittwoch Saal 71

Dienstag und Donnerstag Saal 65

Montag (ungerade KW) Saal 75
Mittwoch Saal 65
Donnerstag (ungerade KW) Saal 71

Montag und Freitag Saal 65
Donnerstag (ungerade KW) Saal 75

Montag Saal 71
Mittwoch Saal 75

Dienstag und Freitag Saal 77



C. Nachrichtlich:

l. Richterrat des Oberlandesgerichts:
Richter am Oberlandesgericht Madorski
Richterin am Oberlandesgericht Dr. Engelmann

Richterin am Oberlandesgericht Dr. Schafer Altmann

Il. Bezirksrichterrat:
Richterin am Oberlandesgericht Block-Cavallaro (OLG Braunschweig)
Richter am Oberlandesgericht Dr. Otto (OLG Braunschweig),
Direktorin des Amtsgerichts Kuhr-Cherkeh (AG Wolfsburg)
Vorsitzender Richter am Landgericht Amthauer (LG Géttingen)
Richterin am Amtsgericht Dr. Nowak (AG Braunschweig)

[I. Koordinator in Guterichterverfahren (§ 278 Abs. 5 ZPO, § 36 Abs. 5 FamFG):

Vorsitzender Richter am Oberlandesgericht Dr. Meinecke.

Scheibel Brand
Hansel Klocke Mitzlaff
Madorski Welkerling

32



	A. Geschäftsverteilung
	I. Beim Oberlandesgericht sind gebildet:
	II. Zuständigkeit und Besetzung der Senate
	Zivilsenate
	1. Zivilsenat
	Zuständigkeit
	Besetzung

	2. Zivilsenat
	Zuständigkeit
	Besetzung

	3. Zivilsenat
	Zuständigkeit
	Besetzung

	4. Zivilsenat
	Zuständigkeit
	Besetzung

	5. Zivilsenat
	Zuständigkeit
	Besetzung

	6. Zivilsenat
	Zuständigkeit
	Besetzung

	7. Zivilsenat
	Zuständigkeit
	Besetzung

	8. Zivilsenat
	Zuständigkeit
	Besetzung

	9. Zivilsenat
	Zuständigkeit
	Besetzung

	10. Zivilsenat
	Zuständigkeit
	Besetzung

	11. Zivilsenat
	Zuständigkeit
	Besetzung

	12. Zivilsenat
	Zuständigkeit:
	Besetzung

	Familiensenate
	1. Senat für Familiensachen
	Zuständigkeit
	Besetzung

	2. Senat für Familiensachen
	Zuständigkeit
	Besetzung

	3. Senat für Familiensachen
	Zuständigkeit
	Besetzung

	Senat für Landwirtschaftssachen
	Zuständigkeit
	Besetzung

	Strafsenate und Bußgeldsenat
	1. Strafsenat
	Zuständigkeit
	Besetzung

	2. Strafsenat
	Zuständigkeit
	Besetzung

	Bußgeldsenat
	Zuständigkeit
	Besetzung


	III. Verteilung der Zivilsachen
	1. Verteilung nach Turnuskreisen:
	2. Bewertung in den Turnuskreisen:
	3. Abgassachen
	4. Abgaben und Prozessverbindung
	5. Zuständigkeit bei Sachzusammenhang

	IV. Zuständigkeit bei Zurückverweisung oder nach Zurückgabe gemäß § 39 Abs. 4 Satz 3 AktO
	V. Übergangsregelung
	VI. Vertretung und Vorrang von Aufgaben
	VII. Meinungsverschiedenheiten und Abgabe
	VIII. Güterichter

	B. Anhang: Sitzungstage und Sitzungssäle
	C. Nachrichtlich:

